PO T?D—A M Stadtverordnetenversammiung
der

Landeshauptstadt
Potsdam

Protokollauszug
aus der

11. o6ffentliche/nicht 6ffentliche Sitzung des Hauptausschusses
vom 15.01.2020

offentlich

Top 3.5 Raume fir Kulturschaffende und Kreative - Beschluss zur Anhandgabe
Grundstiick ehem. Feuerwache/Langer Stall sowie Anderung des Bebauungs-
plans Nr. 1 "Neuer Markt/Plantage"
19/SVV/1275
gedndert beschlossen

Eingangs erlautert Herr Kimmel, Planungsbiro des Geschaftsbereiches Stadtentwicklung,
Bauen, Wirtschaft und Umwelt, an Hand einer Powerpointprasentation (dem Ratsinformations-
system als Anlage beigefligt) die Fragen

- der vertraglichen Sicherung,

- der beschrankten Dienstbarkeit Uber 20 Jahre,

- zur Vertragsstrafe mit selbstschuldnerischer Blirgschaft (Sicherheitsleistung):

- zum Wiederkaufsrecht des Verkaufers

- zur Berichtspflicht und

- zur Rechtsnachfolge.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des landlichen Raumes
hat der Vorlage mehrheitlich zugestimmt. Der Ausschuss fur Kultur hat mit einer Erganzung
ebenfalls mehrheitlich zugestimmt.

Diese Erganzung wird ersetzt durch den vorliegenden Ergdnzungsantrag der Fraktionen DIE
LINKE, Bindnis 90/Die Grunen und SPD, der vom Stadtverordneten Dr. Scharfenberg
eingebracht wird und folgenden Wortlaut hat:

Erganzungsantrag:

3) Der Oberbiirgermeister wird beauftragt, dafiir Sorge zu tragen, dass das durch die Glocken-

weill GmbH angebotene Nutzungskonzept rechtlich gesichert wird:

- 18.434 m2 Nutzung durch Kultur- und Kreativwirtschaft, davon eine Nutzfldche von 8.073 m2
zu einer durchschnittlichen Anfangsmiete von 9,00 EUR/m2 mit Mietzinsanpassung (Er-
héhung/Herabsetzung) nach gesamtdeutschem Verbraucherindex;

- Bindungsfrist und Nachweispflicht 20 Jahre ab Fertigstellung der Gebaude,

- Sicherung der Nutzungsvorgaben durch Vertragsstrafen;

- Sicherung der Nutzungsvorgaben durch dingliche Sicherung im Grundbuch;

4) Der Oberblirgermeister berichtet der Stadtverordnetenversammiung nach dem ersten Jahr der
Vermietung jéhrlich (ber die Vermietungssituation und (iber den Anteil der mietpreislich ge-
bundenen Nutzung unter Angabe der konkreten Fléchen. Diese Berichterstattung ist nach Ab-
lauf der zwanzigjahrigen Bindungsfrist fortzufiihren.

Mi diesen Erganzungen, so Herr Dr. Scharfenberg, gehe es zum einen um die rechtliche Siche-
rung und zum anderen um die Berichtspflicht, die Bestandteil des Beschlusses der Stadtverord-
netenversammlung werden sollen.

Herr Friederich merkt dazu an, dass die Inhalte des Punktes 3 bereits rechtlich gesichert seien
und die Berichtspflicht im Punkt 4 aus datenschutzrechtlichen Griinden problematisch sei. Auler-
dem gebe es aus seiner Sicht ein rechtliches Problem, wenn Forderungen ,draufgesetzt‘ werden,



die Uber die Ausschreibung hinausgehen. Herr Teuteberg fragt nach, ob die Inhalte des Punktes
4 im Ausschreibungstext enthalten waren oder es Abweichungen gebe.

Frau Hineke entgegnet, dass es einen besonderen 6ffentlichen Informationsbedarf gebe; dieses
entspreche dem Ausschreibungstext. Alles was daruber hinaus gehe entspreche dem Angebot
des Bieters. Sie verweist auf die Begriindung des Erganzungsantrags, in der steht, dass, die, in
dem Uber die Grundlage der Ausschreibung hinausgehenden, im Angebot der Firma Glocken-
weiss GmbH enthaltenen Miet- und Nutzungsbedingungen, Bestandteil des Zuschlages und des
Vertrages zur Anhandgabe sind, eine grundbuchliche Sicherung ist bereits vorgesehen. Da diese
Bedingungen fir die offentliche Wahrnehmung aber wichtig sind, sollen sie darliber hinaus Be-
standteil des Stadtverordnetenbeschlusses werden.

Der Oberblrgermeister betont, dass sich der Punkt 4 an ihn richte und der Punkt 3 auf das an-
gebotene Nutzungskonzept Bezug nehme, deren Annahme hier noch einmal festgeschrieben
werde.

Herr Zeller merkt an, dass die Fraktion DIE aNDERE dem kritisch gegenuberstehe; hier werden
alle Gestaltungsspielraume aus der Hand gegeben, die mit einem Erbbaurecht gegeben waren.
Frau Hineke merkt dazu an, dass man dieser Moglichkeit ,nachtrauern® kénne, aber ein Erbbau-
recht nun einmal nicht Gegenstand der Ausschreibung gewesen sei. Herr Dr. Scharfenberg be-
tont, dass er die rechtlichen Bedenken nicht teile; mit dieser Erganzung gehe die Stadt sicher und
das in Ubereinstimmung mit dem Investor.

Anschlie3end wird der 0. g. Erganzungsantrag zur Abstimmung gestellt:

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 10
Ablehnung: 5
Stimmenthaltung: 2

Anschlie3end wird die so erganzte Vorlage zur Abstimmung gestellt:

Fordermittelproblematik, Gebaude Rechenzentrum, Dortustralle 46

Anschlielend verweist der Oberburgermeister auf die in der letzten Hauptausschusssitzung ge-
stellte Frage der Fordermittelrickzahlung.

Hierzu informiert Herr Kimmel per Powerpointprasentation (dem Ratsinformationssystem als An-
lage beigefiigt) Gber die zeitlichen Vorgange und die telefonische Nachfrage beim Landesamt flr
Bauen und Verkehr im Dezember 2019 sowie die Antwort, dass eine Anderung der Sanierungs-
ziele fordermittelunschadlich sei.

Das bedeute fiir das weitere Verfahren:

Variante 1 (Umsetzung der Sanierungsziele, Abriss des gesamten Rechenzentrums):
- Fordermittelproblematik stellt sich nicht
- kein Wertausgleich in das Treuhandvermégen durch Landeshauptstadt Potsdam
Variante 2 (Anderung der Sanierungsziele, Teilabriss, Verkauf des Restkorpers)
- Verstandigung mit dem Fordermittelgeber Gber den Umgang mit den bisherigen Forder-
zwecken und/oder der Hohe einer Fordermittelriickzahlung
- Verkaufserl¢s fir das Treuhandvermdgen
Variante 3 (Anderung der Sanierungsziele, Teilabriss, Ubernahme des Restkorpers in das
Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam zur Erfiillung nicht-forderfahiger kommunaler
Aufgaben)
- Verstandigung mit dem Férdermittelgeber Gber den Umgang mit den bisherigen Forder-
zwecken und/oder der Héhe einer Férdermittelriickzahlung
oder: Wertausgleich in das Treuhandvermdgen durch die Landeshauptstadt Potsdam



Da die erteilte Auskunft telefonisch erfolgte, werde die Férdermittelproblematik im weiteren
Verfahren abschlieBend zu klaren sein, habe aber keinen Einfluss auf die ,Machbarkeitsunter-
suchung zur Wirtschaftlichkeit einer dauerhaften Nutzung des Rechenzentrums*® (19/SVV/1326).

Der Hauptausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, wie folgt zu beschlief3en:

1)

2)

3)

4)

Fir das Grundstiick ehem. Feuerwache/Langer Stall erfolgt die Anhandgabe entspre-
chend der Empfehlung des Auswahlgremiums vom 14.11.2019 an die Glockenweif}
GmbH.

Sofern der Bieter von seinem Angebot zurlicktreten sollte, sollen Verhandlungen mit
dem von der Auswahlkommission bestimmten Nachricker Euroboden GmbH aufge-
nommen werden.

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Umsetzung des KreativQuartiers
zu schaffen, wird der Oberburgermeister beauftragt den Bebauungsplan Nr.1 "Neuer
Markt/Plantage" flr den Bereich des kilinftigen Kreativquartiers zu andern.

Die Anderung des Bebauungsplans Nr. 1 "Neuer Markt/Plantage" erfolgt nach § 13a
BauGB.

Der Oberbiirgermeister wird beauftragt, dafiir Sorge zu tragen, dass das durch die
GlockenweiR GmbH angebotene Nutzungskonzept rechtlich gesichert wird:

18.434 m2 Nutzung durch Kultur- und Kreativwirtschaft, davon eine Nutzflache
von 8.073 m2 zu einer durchschnittlichen Anfangsmiete von 9,00 EUR/m2 mit
Mietzinsanpassung (Erhéhung/Herabsetzung) nach gesamtdeutschem Ver-
braucherindex;

Bindungsfrist und Nachweispflicht 20 Jahre ab Fertigstellung der Gebaude;
Sicherung der Nutzungsvorgaben durch Vertragsstrafen;

Sicherung der Nutzungsvorgaben durch dingliche Sicherung im Grundbuch;

Der Oberbiirgermeister berichtet der Stadtverordnetenversammlung nach dem ers-
ten Jahr der Vermietung jahrlich iiber die Vermietungssituation und iiber den Anteil
der mietpreislich gebundenen Nutzung unter Angabe der konkreten Flachen. Diese
Berichterstattung ist nach Ablauf der zwanzigjahrigen Bindungsfrist fortzufuihren.



KreativQuartier

Sicherung der Pflichten des
Kaufers

Buro fir integrierte stadtische Planungen und Projekte



Pflichten und Sicherung TG Landeshauptetads

Potsdam

. vertragliche Sicherung:
- Durchfuhrung des Werkstatt- und Dialogverfahrens
- Durchfihrung eines Interessenbekundungsverfahrens fur die
mietpreisgebundenen Flachen

. beschrankt personliche Dienstbarkeit Giber 20 Jahre:
- Sicherung der Nutzungsverpflichtung tUber die Grolde der Flachen fur die KKW
gemald Angebot (18.434 m? Geschossflache fur KKW insgesamt, davon 8.073 m?
Nutzflache mietpreisgebunden)
- durchschnittliche Anfangsmiete mietpreisgebunden mit Werterhaltungsklausel

. Vertragsstrafe mit selbstschuldnerischer Biurgschaft (Sicherheitsleistung):
. Wiederkaufsrecht des Verkaufers:

- Investitionsverpflichtung

- Nutzungsverpflichtung

. Berichtspflicht:
- Vermietungsubersicht

. Rechtsnachfolge:
- Weiterverkauf nur mit Ubernahme samtlicher Verpflichtungen

Buro fir integrierte stadtische Planungen und Projekte
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VO rgang ‘H_Hém Landeshauptstadt

Potsdam

. seit November 1999: Satzung uber das Sanierungsgebiet Potsdamer Mitte —
Definition der Sanierungsziele einschliel3lich der ,behutsamen Wiederannaherung
an das charakteristische, gewachsene historische Stadtbild®

. 2005: Einzelbestatigung Ordnungsmalnahme Erwerbsnebenkosten fur
Dortustral’e 46 uber 300.000 Euro — Inaussichtstellung der Forderfahigkeit des
gesamten Grunderwerbs bei Weiterverfolgung der Sanierungsziele

. 2009: Einzelbestatigung Ordnungsmalnahme Erwerbskosten fur Dortustral’e 46
uber 4,9 Mio. Euro — zur Begleichung der Kaufsumme

. Marz 2015: Satzungsbeschluss zum B-Plan Nr. 1 ,Alter Markt/Plantage® —
Anderung der Sanierungsziele bei abweichenden Ergebnissen des Biirgerdialogs
(gescheitert)

. 2016: Diskussion um Szenarien fur die verlangerte Zwischennutzung:
,2Abstimmung mit dem Fordermittelgeber (LBV) notwendig®

. Dezember 2019: telefonische Nachfrage beim LBV — Anderung der
Sanierungsziele fordermittelunschadlich

Buro fir integrierte stadtische Planungen und Projekte



Aktuelle Diskussion TEASTS Landeshauptstadt
=

Potsdam

Variante 1 (Umsetzung der Sanierungsziele, Abriss des gesamten
Rechenzentrums):

- Fordermittelproblematik stellt sich nicht

- kein Wertausgleich in das Treuhandvermogen durch LHP

Variante 2 (Anderung der Sanierungsziele, Teilabriss, Verkauf des Restkorpers)

- Verstandigung mit dem Fordermittelgeber Uber den Umgang mit den bisherigen
Forderzwecken und/oder der Hohe einer Fordermittelrickzahlung

- Verkaufserlos fur das Treuhandvermogen

Variante 3 (Anderung der Sanierungsziele, Teilabriss, Ubernahme des

Restkorpers in das Eigentum der LHP zur Erfullung nicht-forderfahiger

kommunaler Aufgaben)

- Verstandigung mit dem Fordermittelgeber uber den Umgang mit den bisherigen
Forderzwecken und/oder der Hohe einer Fordermittelrickzahlung

oder: Wertausgleich in das Treuhandvermogen durch die LHP

- Fordermittelproblematik im weiteren Verfahren abschlieBend zu klaren.

- Fordermittelproblematik hat keinen Einfluss auf die ,,Machbarkeitsuntersuchung
zur Wirtschaftlichkeit einer dauerhaften Nutzung des RZ" (19/SVV/1326)

Buro fir integrierte stadtische Planungen und Projekte



	Protokollauszug
	Anlage  1 Präsentation

